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Ltd. KVD Denker trägt angesichts des großen Interesses an der Thematik ausführlich den 
Sachverhalt vor. Er führt aus, dass die Kreisverwaltung sich intensiv mit dem Thema 
beschäftigt habe. Er geht auf die Schwerpunktthemen Tarifänderungen, 
Angebotsverbesserungen und dem Förderprogramm und zusätzlich auf die finanzielle 
Ausgangslage ein.  Zu den Tarifänderungen führt Ltd. KVD Denker aus, dass ein Teil eines 
Gutachtens, das speziell für die Stadt Oldenburg ausgearbeitet worden sei, auch den 
Landkreis Ammerland betreffe. Hintergrund sei der ein-  und ausfließende Verkehr von und 
nach Oldenburg in das Ammerland. Er geht ausführlich auf die vorgestellten Maßnahmen 
„Zonenzusammenlegung“ und „Neutrale Zonen“ ein. Mit Blick auf eine 
Zonenzusammenlegung erläutert er, dass diese sehr nachhaltig in die Tarifstruktur des VBN 
eingreifen und vom ZVBN und VBN sehr kritisch gesehen werden. Durch die 
Zusammenlegung würde es zu einer Insellösung kommen, die nicht zielführend sei. Das 
Thema sei in der Nahverkehrskommission mit dem Ergebnis beraten worden, dass die 
Nahverkehrskommission sich dem Verwaltungsvorschlag angeschlossen habe.  
 
Ltd. KVD Denker geht im Weiteren auf die Neutralen Zonen  ein und erläutert ausführlich den 
Sachverhalt. Die Einführung von Neutralen Zonen werde in der Folge Einnahmeausfälle in 
einer Größenordnung  in Höhe von rd. 214.000,00 € bis 270.000,00 € nach sich ziehen. 
Bemerkenswert sei, dass die Stadt Oldenburg sich bereit erklärt habe, vorübergehend, bis 
zur jeweiligen Neuausschreibung der Linienbündel im Ammerland, die Einnahmeausfälle 
auszugleichen. Insgesamt werde die gesamte Maßnahme für zielführend gehalten. In der 
Nahverkehrskommission sei die Maßnahme ebenfalls positiv beraten worden. Weiterhin sei 
zur Thematik Tarifänderungen die zum 01.01.2021 im ZVBN-Gebiet vorgesehene Einführung 
von Kurzstreckentickets anzusprechen. Mit dem Kurzstreckenticket könne ab Einstieg bis zu 
drei weitere Haltestellen für 1,50 € pro Fahrt gefahren werden. 
 
Ltd. KVD Denker geht in seinen weiteren Ausführungen auf die geplanten 
Angebotsverbesserungen ein und erläutert ausführlich den Antrag der Stadt Westerstede zur 
Einführung eines 30-Minuten Taktes für die Linie S 35. Zu den Kosten verweist er auf die 
Vorlage. Aus Sicht der Kreisverwaltung seien mehrere Interessen zur Ertüchtigung des 
ÖPNV zu betrachten. So sei von der Gemeinde Edewecht angemerkt worden, dass auch für 
die Linie 380 ein 30-Minuten-Takt bestehen sollte. Der Antrag zur Angebotsverbesserung sei 
ebenfalls in der Nahverkehrskommission beraten worden. Diese habe sich auf den 
vorliegenden Beschlussvorschlag verständigt. 
  
Ltd. KVD Denker geht im Weiteren auf den Antrag zur Linie 360 ein und erläutert ausführlich 
den Sachverhalt und verweist zu den Details auf die Vorlage. Er weist zudemdarauf hin, 
dass der Vorschlag in der Nahverkehrskommission kontrovers diskutiert worden sei. Im 
Ergebnis habe die Nahverkehrskommission die Empfehlung ausgesprochen, diese 
Angelegenheit mit Blick auf andere Notwendigkeiten im ÖPNV abzulehnen.  



Er erläutert kurz den Antrag zur Linie 336 und weist darauf hin, dass die Stellungnahme der 
Gemeinde Wiefelstede eher zurückhaltend ausgefallen sei. Die Angelegenheit sei ebenfalls 
in der Nahverkehrskommission beraten worden und dort habe man sich gegen eine 
Umsetzung entschieden.  
 
Ltd. KVD Denker geht sodann auf das BMVI-Förderprogramm ein und verweist auf die 
Vorlage. Er weist darauf hin, dass seitens der Kreisverwaltung deutlich gemacht worden sei, 
dass es sich um die Planung eines Förderprogrammes handele und Einzelheiten noch nicht 
bekannt seien. Mit Blick auf die vorab dargestellten Ertüchtigungen des ÖPNV könnte das 
Förderprogramm von Relevanz sein. Eine Förderung sei nach jetzigem Stand nach Beratung 
mit dem ZVBN möglich. Auf Nachfrage sei der aktuelle Stand (24.09.2020), dass die 
Umsetzung des Programmes noch unklar sei und zurzeit noch verschiedene Gespräche 
zwischen Bund und Ländern stattfinden würden. Bei den Aufgabenträgern sei ein hohes Maß 
an Zurückhaltung deutlich geworden, insbesondere zur Inkraftsetzung des 
Förderprogrammes. Dies vor dem Hintergrund, dass die Aufgabenträger derzeitig sehr 
intensiv mit dem Rettungsschirm und mit der Sicherstellung der Verkehre beschäftigt seien 
und ein zusätzliches Förderprogramm eine große Arbeitsbelastung sein würde.  
 
Ltd. KVD Denker führt weiter aus, dass das Förderprogrammfrühestens im 4. Quartal 2020 
zu erwarten sei, mit der Konsequenz, dass eine Umsetzung der entsprechenden Förderung 
erst  zum Fahrplanwechsel  2021/2022 erfolgen könnte.  
 
Ltd. KVD Denker geht im Weiteren kurz auf den Regional- und Stadtbusverkehr ein und 
verweist auf die Vorlage. Er weist darauf hin, dass eine verlässliche Evaluation erst zu einem 
späteren Zeitpunkt durchgeführt werde könne. In der Betrachtung sei eine Verlängerung der 
Maßnahme.  
 
Zusammenfassend sei mitzuteilen, dass neben den hier genannten Maßnahmen weiterhin 
ein JugendTicket/365 Euro-Ticket  in der Betrachtung sei. Aufgrund der hohen Kosten sei die 
Einführung eines solchen Tickets nicht ohne das Engagement der Bundesländer 
Niedersachsen und Bremen vorstellbar. Zu den entsprechenden Kosten verweist er auf die 
Vorlage.  
 
Zur Ausschreibung der Linienbündel führt Ltd. KVD Denker aus, dass insbesondere mit Blick 
auf Ammerland Süd nicht sicher sei, dass das Linienbündel auch in Zukunft 
eigenwirtschaftlich betrieben werde. Weiter sei zu berücksichtigen, dass der ÖPNV 
Rettungsschirm zurzeit nur auf das Jahr 2020 ausgerichtet sei. Mit erheblichem 
Mehraufwand sei in 2021 zu rechnen. Für eine Vielzahl auf den Weg gebrachter 
Maßnahmen sei eine Förderung durch den ZVBN bis zum Jahr 2021 begrenzt. Es sei 
insgesamt ein finanzielles Wagnis in Höhe von 1,5 Mio. Euro bei den Beratungen zu 
berücksichtigen.  
 
KA Brunßen führt aus, dass die CDU-Fraktion sich intensiv mit den Themen befasst habe 
und es sei u. a. diskutiert worden, ob man dem Verwaltungsvorschlag in Gänze zustimmen 
könne. Die CDU-Fraktion sei in Bezug auf das BMVI-Förderprogramm zu einer anderen 
Auffassung gekommen und man wolle eine mögliche Teilnahme am Programm gerne weiter 
verfolgen. Sollte das BMVI-Förderprogramm umgesetzt werden, sollten entsprechende 
Anträge gestellt werden. Die Linien S35 und 380 seien, auch nach Aussage des ZVBN,  zwei 
sehr stark nachgefragte Linien, insbesondere durch die Nutzung von Berufspendlern. Bei 
einem 30-Minuten-Takt könne davon ausgegangen werden, dass die Linien noch stärker 
angenommen würden. Die CDU-Fraktion schlage deshalb vor, Förderanträge zu stellen, 
wenn das BMVI-Förderprogramm beschlossen werde. Priorisiert werde dabei die Förderung 
der Linien S35 und 380.   
 



KA Brunßen führt weiter aus, dass die CDU-Fraktion keine allgemeine Verdichtung der 
Vertaktung vorschlage, sondern eine 30-Minuten-Vertaktung in den frühen Morgenstunden 
zwischen 06:00 Uhr und 09:00 Uhr und in den Abendstunden zwischen 16:00 Uhr und 19:00 
Uhr. Für die anderen Zeiten könne aus Sicht der CDU-Fraktion die stündliche Vertaktung 
beibehalten werden. Die halbstündige Vertaktung mache wegen der Corona-Pandemie nur 
ab Herbst 2021 Sinn, um einen realistischen Probebetrieb von zwei Jahren durchführen zu 
können. Wichtig sei des Weiteren in den Beschlussvorschlag mit aufzunehmen, dass nach 
zwei Jahren eine Evaluierung vorliege und wenn das zusätzliche Angebot der halbstündigen 
Vertaktung nicht ausreichend angenommen werde, wieder auf eine vorhandene stündliche 
Vertaktung zurückzukehren.  
 
KA Drieling  geht auf die Worte vom KA Brunßen ein und führt aus, dass man versuchen 
wolle, möglichst viele Menschen dazu zu bringen, den ÖPNV zu nutzen. Bei der Linie S35 
sei deutlich geworden, dass die Nachfrage gerade in den Kernzeiten und besonders durch 
Berufspendler vorhanden sei. Und dies auch zu Corona-Zeiten. Insofern könne der 
Vorschlag von KA Brunßen, eine halbstündige Taktung zu bestimmten Zeiten einzurichten,  
von der FDP-Fraktion mitgetragen werden. Dadurch könne eventuell die Motivation der 
Menschen gesteigert werden, mit dem Bus zu fahren. Des Weiteren werde die FDP-Fraktion 
die ersten beiden Absätze der Beschlussvorlage der Kreisverwaltung mittragen. Von dem 
BMVI-Förderprogramm solle aber auf jeden Fall, zumindest für die Linien S35 und 380, 
Gebrauch gemacht werden und insofern könne die FDP-Fraktion dem Vorschlag der CDU-
Fraktion zustimmen.  
 
KA Köster führt aus, dass die Fraktion B90/Die Grünen positiv bewerte, dass der Landkreis 
Ammerland den ÖPNV erheblich ausgeweitet habe. Durch die Corona-Pandemie seien aber 
leider viele Busse leer geblieben. Er habe nicht damit gerechnet, dass noch in diesem Jahr 
weitere Maßnahmen auf den Weg gebracht werden sollen. Des Weiteren hält er es für 
erstaunlich, dass sich auch die Stadt Oldenburg und der ZVBN nicht entmutigen lasse, die 
Neutralen Zonen sowie ein Kurzstreckenticket auf den Weg zu bringen. Er weist darauf hin, 
dass aus seiner Erkenntnis die Linien S 35 und 380 sehr gut angenommen worden seien 
und mittlerweile auch wieder gut genutzt werden. Die Fraktion B90/Die Grünen könne die 
Ausführungen der Kreisverwaltung unterstützen. Es sei für die Ertüchtigung des Regional-
/Stadtbusverkehrs nachzuvollziehen, dass aus gegebenem Anlass eine Evaluation mehr Zeit 
in Anspruch nehme. Dafür müsse ein realistischer Zeitraum gewählt werden.  
 
KA Oeltjen  merkt an, dass die geführten Diskussionen überraschend seien, da die 
Nahverkehrskommission deutlich gemacht habe, sich bei diesen Entscheidungen 
zurückzuhalten. Leider werde diese Zurückhaltung durch die CDU-Fraktion heute 
aufgegeben. Für den ÖPNV sei die Entscheidung erfreulich.  
Als es um die S35 ging und deren erste Einführung sei seinerzeit gesagt worden, dass die 
Nahverkehrskommission in die fachliche Begleitung einbezogen werden müsse. Die 
Nahverkehrskommission habe den heutigen Antrag nicht fachlich mit begleitet. Insbesondere 
der angesprochene Punkt einer zeitweisen 30-Minuten-Vertaktung sei kein verlässliches 
Angebot, das immer Voraussetzung für die Nutzung des ÖPNV gewesen sei. Taktungen mit 
Lücken sei für die Attraktivitätssteigerung des ÖPNV nicht unbedingt hilfreich. KA Oeltjen ist 
der Meinung, dass die Fachleute des ÖPNV zu Rate gezogen werden sollten.  
 
Zur Position der SPD-Fraktion verweist er auf die vorab verteilte schriftliche Stellungnahme 
der SPD-Fraktion (Anlage 1), von der man bis zu Beginn der Beratungen ausgegangen sei. 
Die heutige Diskussion stelle die SPD-Fraktion für den Bereich Verbesserungen des ÖPNV 
vor eine neue Herausforderung. Der Beschlussvorschlag werde aber positiv begleitet.  
 
KA Oeltjen weist darauf hin, dass bei der Einführung des Stadt-/Regionalbusverkehrs die 
betroffenen Gemeinden sich finanziell beteiligt hätten. Zur Gleichbehandlung aller 
Gemeinden/der Stadt müsse dies seiner Meinung nach auch für die vorgeschlagenen 



Maßnahmen erfolgen und fragt nach der Vorgehensweise. Des Weiteren sei davon 
auszugehen, dass der Zweckverband sich nicht an der Finanzierung beteiligen werde, wenn 
das Förderprogramm genutzt werden solle. Eine diesbezügliche Klärung könne erst nach 
Vorliegen des Förderprogramms vorgenommen werden. Leider sei über Einzelheiten zum 
Förderprogramm noch nichts weiter bekannt und es könne sein, dass das Förderprogramm 
nicht über fünf Jahre laufen werde und dann auf den Landkreis höhere Beträge zukommen 
würden. Er fragt nach, wie damit umgegangen werden solle.  
 
KA Oeltjen geht im Weiteren auf den Fahrplanwechsel 2021/2022 ein und fragt nach, ob ein 
heutiger Beschluss bewirke, dass der Haushalts- und Personalausschuss vorsorglich Mittel 
für den Haushalt 2021 einstellen müsse, um im Frühjahr  2021 nach Vorlage der 
Fördermodalitäten die Angelegenheit genauer in die Betrachtung nehmen zu können.   
 
Ltd. KVD Denker erläutert, dass mit dem ZVBN noch gesprochen werden müsse, um zu 
klären, ob neben einer BMVI-Förderung auch noch eine Förderung durch den ZVBN erfolge. 
Bezogen auf die Beteiligung bzw. gemeindliche Finanzierung führt er aus, dass die 
Kreisverwaltung von einer einheitlichen Vorgehensweise ausgehe.  Es würden bereits 
Hinweise aus der Stadt Westerstede vorliegen, dass über eine Beteiligung nachgedacht 
werden könnte.  
 
Ltd. KVD Denker geht auf die von KA Oeltjen angesprochene in Frage stehende Stetigkeit 
des Förderprogramms ein und führt aus, dass es sich um eine Anschubfinanzierung handeln 
könnte und dass das Verkehrsangebot über einen längeren Zeitraum vorgehalten werden 
müsse. Da noch keine Details bekannt seien müsse abgewartet werden.  
 
Zur Frage nach einem Vorhalteposten im Haushalt 2021, antwortet Ltd. KVD Denker, dass 
die Einstellung eines Betrages in den Haushalt 2021 möglich sei. Er gibt zu bedenken, dass 
heute ein Signal gegeben werden müsse, ob eine Teilnahme am Förderprogramm seitens 
der Kreisverwaltung vorangetrieben werden solle. Er weist darauf hin, dass unabhängig von 
einem weitergehenden Beschluss hilfsweise die Ertüchtigung der Linien als Zielvorstellung in 
die Fortschreibung des Nahverkehrsplanes aufgenommen werden sollte.  
 
KA Oeltjen geht kritisch auf die Zusammenlegung der Zonen ein und merkt an, dass eine 
Insellösung nicht möglich sei, bei der Neutralen Zone in Oldenburg aber zugelassen werde. 
Zu den Tarifzonenlösungen führt er aus, dass eine Verbesserung für die Verständlichkeit der 
Bürgerinnen und Bürger sinnvoll sei. Mit einem Kurzstreckenticket könne teilweise eine 
Lösung herbeigeführt werden. Entscheidend sei nach seinem Dafürhalten die Aussage in der 
Nahverkehrskommission, dass man nach 2025 generell über ein neues Tarifgefüge  
nachdenken müsse. Es bleibe zu hoffen, dass dann über  ein moderneres Tarifgefüge 
entschieden werde. Er weist auf das 4er-Ticket hin, dass sehr viel günstiger sei als 
Einzeltickets. Leider sei das 4er-Ticket im Bus nicht erhältlich. Dieser Umstand müsse bei 
der nächsten ZVBN-Sitzung beraten werden, damit ein Erwerben der 4er Tickets nicht erst 
im Jahr 2025 ermöglicht werde.  
 
KA Oeltjen macht deutlich, dass die SPD-Fraktion grundsätzlich mit den Vorschlägen 
einverstanden sei. Weiterhin seien zeitnah die Verbesserungen im ÖPNV zu beraten.  
 
KA Nee geht auf den Beschlussvorschlag der Kreisverwaltung ein, bei dem es u. a. um die 
Ertüchtigung der Linie S35 Westerstede-Oldenburg gehe, die als Zielvorstellung in die 
Fortschreibung des Nahverkehrsplanes aufgenommen werden solle. In der 
Nahverkehrskommission sei darüber beraten und es sei festgestellt worden, dass eine 
Umsetzung schwierig werde. Insbesondere ein 30-Minuten-Vertaktung in den frühen 
Morgenstunden. Des Weiteren könne nicht vorhergesagt werden, ob man das 
Förderprogramm in Anspruch nehmen könne. Insofern solle ein Beschluss gefasst werden, 
bei dem die Einzelheiten nicht bekannt seien. Er schlägt vor, im Rahmen des vorgelegten 



Beschlussvorschlages zu beschließen. Seiner Meinung nach müsse die 
Nahverkehrskommission nochmal in die Beratungen eingebunden werden, um aus erster 
Hand über die Auswirkungen informiert werden zu können. Aus den vorgenannten Gründen 
ist KA Nee der Meinung dem Beschlussvorschlag der Verwaltung sollte zugestimmt werden.   
 
KA Taeger unterstützt den Vorschlag von KA Nee. Sie wolle sich nicht gegen die 
Verbesserung z. B. der Linie 380 aussprechen, deren Notwendigkeit deutlich gemacht 
worden sei. Dennoch würden aus ihrer Sicht noch zu viele Fragen offen sein. Neben vielen 
anderen Möglichkeiten, wie einer Taktverbesserung, die nicht über den gesamten Tag 
eingeführt werde, könne man sich z. B.  auch Gedanken darüber machen, ob eine Linie 
immer bis zum Endpunkt fahren müsse.  
Es sei in der Diskussion deutlich geworden, dass man sich gemeinsam einig sei, dass 
Verbesserungen des ÖPNV nötig seien und Fördergelder beantragt werden sollten. Dennoch 
sei man sich über die finanziellen Auswirkungen nicht im Klaren und Ihrer Meinung nach 
sollten Beschlüsse und Entscheidungen nicht überstürzt werden. 
 
KA Köster geht auf die Ausführungen von KA Taeger ein und fragt nach, ob damit ein 
Arbeitsauftrag an die Kreisverwaltung gegeben werden solle, den Beschlussvorschlag zum 
Förderprogramm nicht konkret abzulehnen, sondern eine Überprüfung durchzuführen, ob die 
Förderung unter zumutbaren Bedingungen in Anspruch genommen werden könne.  
 
Vors. Beeken führt zu dem Vorschlag von KA Nee aus, dass ein Beschluss, wie von der 
Kreisverwaltung vorgegeben, eine Förderung im Rahmen des BMVI-Förderprogrammes 
grundsätzlich ausschließe. Das Ansinnen von KA Brunßen sei damit begründet, dass 
versucht werden solle, die Förderung in Anspruch zu nehmen. Sie verweist zu den 
ausführlichen Erläuterungen auf Seite 29 der Vorlage. Nur vorbehaltlich einer Förderung  
sollen die angestrebten Projekte weiter verfolgt und eine Evaluierung nach zwei Jahren 
durchgeführt werden.   
 
KA Brunßen erläutert nochmal, dass, wenn es die Fördermittel geben werde, der Landkreis 
Ammerland diese Förderung auch nutzen sollte. Weitere Beratungen würden im 
Wirtschaftsausschuss erfolgen. Die CDU-Fraktion ist der Meinung, dass das 
Förderprogramm weiter verfolgt werden müsse und nicht abgelehnt werden dürfe. Insofern 
wird die Kreisverwaltung gebeten, den Beschlussvorschlag zu ändern und eine BMVI-
Fördermöglichkeit weiter zu verfolgen.  
 
Ltd. KVD Denker schlägt vor, über die ersten beiden Absätze des Beschlussvorschlages 
unverändert zu beschließen und der weitergehende Antrag der CDU-Fraktion ziele darauf 
ab, den letzten Absatz zur Ablehnung des BMVI-Förderprogramms abzuändern und die 
Inanspruchnahme des Förderprogramms zu ermöglichen. Er weist darauf hin, dass die 
aufgeführten drei Projekte in einer gewissen Intensität verfolgt werden sollen. Er habe die 
CDU-Fraktion so verstanden, dass ein entsprechender Änderungsantrag auch zu der 
Intensität in der Gestalt gestellt wurde, die Taktungen in der Zeit von 06:00 Uhr bis 09:00 Uhr 
und von 16:00 Uhr bis 19:00 Uhr ab Herbst 2021 zu ändern und nach zwei Jahren zu 
evaluieren. Eine Antragstellung solle vorbehaltlich einer (zusätzlichen) Sitzung des 
Wirtschaftsausschusses erfolgen.  
 
KR Dr. Jürgens regt an nachzufragen, ob es nicht ggf. förderschädlich sei, wenn die Taktung 
nicht durchgängig angeboten werde.  
 
Vors. Beeken fasst zusammen, dass die ersten beiden Absätze des Beschlussvorschlages 
mitgetragen werden und nur der letzte Absatz umgestellt werden solle.  
 
KA Oeltjen merkt an, dass es sich um ein komplexes Thema handele. Er wolle den neuen 
Beschlussvorschlag dahingehend präzisiert haben, dass im Wirtschaftsausschuss über das 



Ergebnis beraten werde und nicht gleich im Kreisausschuss bzw. im Kreistag über ein 
Ergebnis beschlossen werde.  
 
Vors. Beeken verliest zur Verdeutlichung die ersten beiden Absätze des 
Beschlussvorschlages und lässt darüber abstimmen.  
 
Dem Beschlussvorschlag wird soweit einstimmig zugestimmt.  
 
Ltd. KVD Denker  formuliert die Änderung des letzten Absatzes des Beschlussvorschlages 
wie folgt:  
 
Von den Möglichkeiten einer Förderantragstellung im Rahmen eines geplanten BMVI-
Förderprogrammes wird gegebenenfalls Gebrauch gemacht. Dies unter der Maßgabe, dass 
nach Bekanntwerden der Details des Förderprogrammes in einer zusätzlichen Sitzung des 
Wirtschaftsausschusses die Nutzung des Förderprogrammes mit der Intensivierung und 
Ertüchtigung der drei angesprochenen Linien in der Zeit von 06:00 Uhr bis 09:00 Uhr und 
von 16:00 Uhr bis 19:00 Uhr beginnend ab Herbst 2021 unter Berücksichtigung zweijähriger 
Evaluation beraten wird.  
 
Vors. Beeken lässt über den Änderungsantrag der CDU-Fraktion abstimmen.  
 
Dem Änderungsantrag wird einstimmig zugestimmt.  
 
   
 
Dem Kreistag wird über den Kreisausschuss einstimmig vorgeschlagen:  
 
Die Vertreter/-innen des Landkreises Ammerland in den Gremien des ZVBN werden 
ermächtigt der Einrichtung von „Neutralen Zonen“ zuzustimmen.   
 
Die Anträge auf Verbesserung des Verkehrsangebotes auf den Linien Westerstede-
Oldenburg (S35), Ocholt-Westerstede (360) und Bokel-Rastede (336) werden abgelehnt. Die 
Ertüchtigung der Linie Westerstede-Oldenburg (S35) ist als Zielvorstellung in die 
Fortschreibung des Nahverkehrsplanes aufzunehmen.  
 
Von den Möglichkeiten einer Förderantragstellung im Rahmen eines geplanten BMVI-
Förderprogrammes wird gegebenenfalls Gebrauch gemacht. Unter der Maßgabe, dass 
nach Bekanntwerden der Details des Förderprogrammes in einer zusätzlichen Sitzung 
des Wirtschaftsausschusses die Nutzung des Förderprogrammes mit der 
Intensivierung und Ertüchtigung der drei angesprochenen Linien in der Zeit von 06:00 
Uhr bis 09:00 Uhr und von 16:00 Uhr bis 19:00 Uhr beginnend ab Herbst 2021 unter 
Berücksichtigung einer zweijährigen Evaluierung beraten wird.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


